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30159 Hannover                                                                                                                 Februar 2017

Arbeitssituation an unserer Grundschule
Sehr geehrte Frau Kultusministerin Heiligenstadt,

hiermit beschweren wir uns über unsere Arbeitssituation als Lehrkräfte der Grundschule 
Name der Schule eintragen an, um negativen Folgen für uns und unsere Arbeit entgegenzuwirken.

An dieser Stelle sollten unbedingt die individuellen, besonderen Arbeitsbedingungen an dieser Schule beschrieben werden.
Als drohende Folge zu starker Belastung stellen wir bei uns eine Gesundheitsgefährdung fest. Da für uns einerseits nach dem BeamtStG. § 34 die Gesunderhaltungspflicht besteht und andererseits aber auch die Fürsorgepflicht des Dienstherrn (BeamtStG § 45) uns gegenüber besteht, fordern wir Sie dringend auf, umgehend für entlastende Maßnahmen für Lehrkräfte im Grundschulbereich Sorge zu tragen.

Als Auslöser sehen wir folgende Gründe:
· zu hohe Unterrichtsverpflichtung für Grundschullehrkräfte

· völlig unzureichende Bedingungen im Rahmen der Inklusion – ein Bündel an zusätzlichen Aufgaben, die damit einhergehen

· vermehrte Aufgabenübertragungen im Rahmen der eigenverantwortlichen Schule 

· zunehmende Verwaltungsarbeiten, Zunahme der Gremienarbeiten
· Übergang weiterführende Schule und damit verbundenen Aufgabenstellungen
· Verpflichtung zur Dokumentation der individuellen Lernentwicklung

· Ganztagsschulen -  unzureichende und ungesicherte Bedingungen
· immer höhere gesellschaftliche Erwartungen an Schule – Zunahme von Konflikten

· erhöhter Zeitaufwand für diagnostische Verfahren, Dokumentation und Gutachten
·  Zunahme der Notwendigkeiten zur Kooperation, Vernetzung und Beratung mit anderen Institutionen

· Ämterhäufung – besonders deutlich an kleinen Grundschulen (Klassenlehrerschaft, Fachkonferenzleitung, Arbeitsgruppen …)

· kleine Grundschulen – alle Aufgaben, die auch große Schulen leisten – aber mit wenig Personal, keiner Konrektorin, vielen Pausenaufsichten

· Belastung durch notwendige Vernetzung mit anderen Institutionen (KiTa, Fö-Schulen, Therapeuten, Jugendamt …)

· starke Zunahme von Beratungsgespräche mit Fö-Lehrkräften, Eltern …

· starke Zunahme von Planungsgesprächen des Klassenteams

· stetig ansteigende Zahl häufig sozial-emotional und anderweitig beeinträchtigter Kinder

· in hohem Maße – Lärmbelastung

· Zunehmender Rückzug der Eltern aus der Erziehungsarbeit und aus der schulischen Mitarbeit
Wir fordern für die wirksame Gestaltung unserer inklusiven Grundschule folgende Rahmenbedingungen ein:
· Kürzung der Regelstundenzahl auf Grund der erhöhten Anforderungen an GS-Lehrkräfte und eine Angleichung des Gehalts auf A13 
· Verlässliche Doppelbesetzung im Unterricht bei besonderen Klassen, kleinere Klassen, besonders bei sozial - emotional auffälligen Kindern, zusätzliche Stunden für Förderunterricht
·  Verlässliche förderliche Rahmenbedingungen für die Entwicklung und Gestaltung der „Inklusion“
· Praxistaugliche Fortbildungen für Inklusion und den Umgang mit besonderen Kindern

· Maßnahmen zur Vereinbarung von Familie und Beruf

· Schulsozialarbeit als notwendige ergänzende Profession 

· Rückübertragung von Aufgaben an die Niedersächsische Landesschulbehörde und an das Kultusministerium

· Förderschullehrerstunden, die zuverlässig stattfinden und bei Ausfällen ersetzt werden

· Entlastungsstunden für die deutlich zugenommene differenzierende Unterrichtsplanung, für Beratungs- und Teamgespräche sowie Gutachtenerstellung

· Erhöhung der Anrechnungsstunden für außerunterrichtliche Belastungen auf den Faktor 1,0 (Topfstunden)

· Wiedereinführung der Anrechnungsstunden für besondere unterrichtliche Belastungen ( Klassenleitung, Vernetzungsarbeit…)

· Altersermäßigung ab 55 Jahren um eine Stunde und ab 60 Jahren um zwei Stunden
· Ausgleich für nicht zu verlagernde Aufgaben der Teilzeitkräfte 

Trotz hohen zeitlichen Einsatzes und großen Bemühens gelingt es uns immer weniger, alle von uns geforderten Aufgaben in der erwarteten und von uns erwünschten Qualität zu erbringen.
Wir fordern dringend die sofortige Verbesserung unserer Arbeitssituation, damit eine Arbeitsentlastung eintreten kann, die es uns erlaubt, unsere Pflichten voll und im erforderlichen Qualitätsrahmen zu erfüllen. 

Sehr geehrte Frau Ministerin Heiligenstadt, zu einem Gespräch zu diesem Thema sind wir gern bereit.

Mit freundlichen Grüßen
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